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Ausgabe A. | 


Geſetzblatt 


für die Freie 


Stadt Danzig 


Nr. 21 Ausgegeben Danzig, den 4, Juni 1930 
37 Verordnung In Ziffer 2 erhält der Abſatz e) nachſtehenden 


betreffend Anderungen und Ergänzungen der Ver⸗ 
lehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, 
Gepäck und Expreßſendungen auf den Eiſenbahnen 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 23. Mai 1930. 
Artikel l. 


Auf Grund der Artikel I und II des Geſetzes be— 
treffend die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 24. Of: 
tober 1928 wird die Verkehrsordnung für die Be— 
förderung von Perſonen, Gepäck und Expreß— 
ſendungen auf den Eiſenbahnen im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig vom 25. 10. 1928 — Geſetz⸗ 
blatt für die Freie Stadt Danzig Nr. 31 vom 
Jahre 1928 lfd. Nr. 71 — wir folgt geändert und 
ergänzt: 

Im $ 5 Ziffer 2 erhalten die erſten beiden 
Zeilen folgende Faſſung: 

„Der Reiſende iſt verpflichtet zu prüfen, ob er 
den richtigen Fahrausweis erhalten hat. Er hat ihn 
bis zur Beendigung der Reiſe aufzubewahren, auf 
Verlangen jedem uſw. wie bisher . . ..“ 

Im $ 9 Ziffer 6 wird das Wort „Zuſchlags— 
gebühr“ in „Gebühr“ geändert. 

Im $ 11 Ziffer 2 ijt ſtatt des Wortes „Zu— 
ſchlages“ zu ſetzen „Unterſchiedes der im Tarif feſt— 
geſetzten Fahrkartenpreiſe.“ 

Im 8 12 wird zu Ziffer 3 nachſtehender neuer 
Abſatz e hinzugefügt: 

„e) wenn der Reiſende einen Platz der höheren 
Wagenklaſſe des betreffenden Zuges oder in 
einem Zuge mit höheren Fahrpreiſen ein— 
nimmt, ſofern er dieſes dem Schaffner vorher 
gemeldet hat, (§ 11 Ziffer 2).“ . 

Im 8 17 erhalten die Ziffer 1 und die erſten 
beiden Zeilen der Ziffer 2 nachſtehenden Wortlaut: 

„1. Der Reiſende kann zur Beförderung als Gepäck 
Gegenſtände aufgeben, die in Koffern, Reiſe— 
körben, Reiſetaſchen, Schachteln, handlichen 
Kiſten und dergleichen verpackt ſind. 

2. Außerdem kann der Reiſende zur Beförderung 
als Gepäck nachſtehende Gegenſtände ohne Ver— 
padung aufgeben.“ 

Weiter wird $ 17 wie folgt geändert: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 6. 1930, 


Wortlaut: 

yc) Warenproben.“ 

In Ziffer Za) ijt hinter dem Worte „Nahrungs: 
mittel“ nachzutragen „in entſprechender Verpackung“. 

Der Abſatz 4 der Ziffer 4 erhält nachſtehenden 
Wortlaut: 

„4 Selbſtentzündliche, exploſionsgefährliche Gegen- 
ſtände, entzündliche Flüſſigkeiten, giftige, ät⸗ 
zende, ekelerregende, übelriechende oder an— 
ſteckende Gegenftánde”. 

Im $ 18 erhält die Ziffer 3a) nachſtehenden 
Wortlaut: 

„a) für exploſionsgefährliche, ſelbſtentzündliche Ge— 
genſtände, entzündliche oder anſteckende Flüſſig— 
keiten, die nach $ 17 Ziffer 4 (4) von der Be- 
förderung ausgeſchloſſen ſind, — 12 Gulden 
für jedes Kilogramm des von der Beförderung 
ausgeſchloſſenen Gegenſtandes, mindeſtens je: 
doch 18 Gulden.“ 

In Ziffer 3b) werden die Worte: „für alle an- 
deren Gegenſtände“ geſtrichen und durch nachſtehende 
Worte erſetzt: „für andere gemäß § 17 Ziffer 4 (4) 
von der Beförderung ausgeſchloſſene, giftige, 
ätzende, ekelerregende, übelriechende Gegenſtände . .“. 

Im 8 51 erhält die Ziffer 2 (4) nachſtehenden 
Wortlaut: 

„(q) exploſionsgefährliche, ſelbſtentzündliche Ge— 
genſtände, entzündliche Flüſſigkeiten, giftige, ätzende, 
ekelerregende oder übelriechende Gegenſtände.“ 

In Ziffer 3, zweiter Satz, wird „§ 60“ geändert 
in „§ 62%, 

Im 8 52 wird Ziffer 3 durch nachſtehenden Satz 
ergänzt: 

„Für die vom Abſender verlangte Ausfüllung 
eines Expreßfrachtbriefes durch die Eiſenbahnbe— 
dienſteten werden die im Tarif vorgeſehenen Ge— 
bühren von der Eiſenbahn erhoben.“ 

Im $ 54 wird die Ziffer 1 durch nachſtehenden 
Satz ergänzt: 

„Der Abſender haftet in gleicher Weiſe, wenn 
die Eiſenbahnbedienſteten auf ſein Verlangen den 
Expreßfrachtbrief ausfüllen.“ 
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Im $ 54 erhält der zweite Abſatz der Ziffer 2 
die Ziffer 3 und die bisherige Ziffer 3 die Ziffer 4 
und erhalten die Abſätze a) und b) der bisherigen 
Ziffer 3, jetzt Ziffer 4, nachſtehenden Wortlaut: 
„a) bei den exploſionsgefährlichen, ſelbſtentzünd— 

lichen Gegenſtänden, entzündlichen oder an— 
ſteckenden Flüſſigkeiten. die gemäß § 51 Ziffer 
2 (4) von der Beförderung ausgeſchloſſen ſind, 
— 12 Gulden für jedes Kilogramm des von 
der Beförderung ausgeſchloſſenen Gegenſtandes, 
mindeſtens jedoch 18 Gulden; 

b) bei anderen gemäß $ 51 Ziffer 2 (4) von der 
Beförderung ausgeſchloſſenen Gegenſtänden 
(giftige, ätzende, ekelerregende, übelriechende 
Gegenſtände u; 

Es werden folgende neue $$ 57 und 58 mit nach⸗ 

ſtehendem Wortlaut eingefügt: 
„§ 57. Nachnahmen. 

1. Der Abſender kann die Sendung bis zur Höhe 
ihres Wertes mit Nachnahme belaſten. Die 
Aufgabeſtation iſt berechtigt, in zweifelhaften 
Fällen vom Abſender die Vorlage eines Nach⸗ 
weiſes über den Wert der Sendung zu ver— 
langen. Der Nachnahmebetrag muß in der 
Landeswährung ausgedrückt werden. Hiervon 
können in den Tarifen Ausnahmen vorgeſehen e 
werden. Der Tarif kann auch den Mindeſt⸗ 
betrag der Nachnahme beſtimmen. 


A 2. Den Betrag der Nachnahme hat ber Abſender 


im Expreßfrachtbrief in der hierfür vorge⸗ 
ſehenen Spalte mit Worten einzutragen. 

3. Die Eiſenbahn ijt verpflichtet den Nachnahme— 
betrag zur Auszahlung zu überweiſen, wenn ſie 
den betreffenden Betrag vom Empfänger er⸗ 
hoben hat. 

4. Iſt das Gut dem Empfänger ohne Ein— 
ziehung der Nachnahme abgeliefert worden, ſo 
hat die Eiſenbahn dem Abſender den Schaden 
bis zur Höhe des Nachnahmebetrages zu er⸗ 
ſetzen. In dieſem Falle hat die Eiſenbahn 
das Rückgriffsrecht gegen den Empfänger. 

Für die Belaſtung einer Sendung mit Nach⸗ 
nahme iſt die Eiſenbahn berechtigt, die im 
Tarif vorgeſehenen Gebühren (Proviſion) zu 
erheben. In Fällen eines Widerrufes der Nach⸗ 
nahme werden die erhobenen Gebühren nicht 
zurückerſtattet. 

Die der Eiſenbahn von dem Betrage einer 
Nachnahme gebührende Proviſion wird vom 
Abſender vorauserhoben. Die Poſtüberweiſungs— 
gebühr für die Überſendung einer Nachnahme 
mit Poſtüberweiſung wird bei der Auslieferung 
des Gutes vom Empfänger erhoben.“ 


„8 58. Anderungen des Beförderungs— 
vertrages. 

1. Der Abſender allein hat das Recht, den Be⸗ 

förderungsvertrag durch nachträgliche Ver⸗ 


4. 


fügung zu ändern, in der er verlangen kann, 
daß die Sendung 
a) auf der Verſandſtation zurückgegeben, 
b) auf der Beſtimmungsſtation zurückgehalten, 
c) an eine andere Perſon in der Beſtimmungs⸗ 
ſtation abgeliefert, 
d) ohne Erhebung der Nachnahme abgeliefert 
werden ſoll. 


Verfügungen anderer Art ſind unzuläſſig. 


Die nachträgliche Verfügung kann nicht für 
einen Teil der Sendung angewendet werden, 
ſondern muß ſich auf die ganze Sendung er⸗ 
ſtrecken. 

Der Abſender hat die nachträgliche Verfügung 
in Form einer ſchriftlichen Erklärung, ausge- 
ſtellt auf einem bahnamtlichen Formular, an 
die Verſandſtation zu richten und dieſe mit 
eigener Unterſchrift zu verſehen. 

Bei einer nachträglichen Verfügung hat der 
Abſender der Verſandſtation eine „Aufgabe— 
beſcheinigung“, in der er den Inhalt der Ver— 
fügung einzutragen hat, einzureichen. Die 
Verſandſtation beſcheinigt den Empfang der 
nachträglichen Verfügung mit dem Datum— 
ſtempel in der Aufgabebeſcheinigung unterhalb 
des eingetragenen Inhaltes der Verfügung und 
übergibt die Aufgabebeſcheinigung dem Ab— 
ſender. 


Alle Verfügungen des Abſenders betreffs Ánde- 


rung des Vertrages, die in anderer als der 
oben vorgeſehenen Form gegeben werden, ſind 
nichtig. 


Die Eiſenbahn gibt nur ſolchen Verfügungen 
des Abſenders Folge, welche ihr durch Ber: 


mittelung der Verſandſtation zugegangen ſind. 

Auf Verlangen des Abſenders benachrichtigt 
die Verſandſtation die Beſtimmungsſtation tele- 
graphiſch über eine nachträgliche Verfügung. 

Die Telegrammgebühr bezahlt der Abſender. 
Der Inhalt dieſes Telegramms iſt ſchriftlich in 
der in Ziffer 4 angegebenen Form zu wieder— 
holen. 

Bis zur Ankunft der ſchriftlichen Ver— 

fügung darf die Sendung durch die Empfangs⸗ 
ſtation nicht ausgeliefert werden. 
Die Eiſenbahn darf die Ausführung der in 
Ziffer 1 vorgeſehenen nachträglichen Ver— 
fügung nur in nachſtehenden Fällen verweigern 
oder verzögern, wenn: 

a) die Ausführung einer nachträglichen Ver— 
fügung in der Zeit, in welcher ſie ein— 
gereicht war, nicht mehr möglich iſt, 

b) die Ausführung der Verfügung im regel- 
mäßigem Laufe des Beförderungsdienſtes 
Schwierigkeiten verurſachen könnte. 

In dieſen Fällen hat die Eiſenbahn den Ab— 

ſender unverzüglich von den Hinderniſſen in 


der Ausführung der nachträglichen Verfügung 
zu benachrichtigen. 

Wenn die Eiſenbahn dieſe Hinderniſſe nicht 
vorausſehen konnte, trägt der Abſender alle 
Folgen, die ſich daraus ergeben, daß die Eiſen— 
bahn eine nachträgliche Verfügung auszu— 
führen begonnen hat. 

8. Hat der Abſender das Zurückhalten der Aus— 
lieferung der Sendung auf der Beſtimmungs— 
ſtation verfügt, ſo werden von der Eiſenbahn 
bei Zurückhaltung der Sendung über 8 Stunden 
die im Tarif vorgeſehenen Gebnhren für die 

Verwahrung erhoben. 

9. Für die Ausführung der nachträglichen Ver— 
fügung wird vom Abſender die im Tarif vor— 
geſehene Gebühr erhoben. Dieſe Gebühr wird 
auch dann erhoben, wenn ohne Verſchulden Dec 
Eiſenbahn die nachträgliche Verfügung nicht 
ausgeführt werden kann.“ . 

Die bisherige Numerierung der $$ 57, 58, 59, 
60, 61, 62, 63, 64 wird nachſtehend geändert in: 
59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66. 

Im § 59 (bisher $ 57) wird die Ziffer 3 ge— 
ſtrichen. 

Im $ 60 (bisher $ 58) wird nachſtehende neue 
Ziffer 5 hinzugefügt: 

„5. Erteilt der Abſender, der von einem Beförde— 
rungshindernis benachrichtigt iſt, keine ausführ⸗ 
bare Anweiſung, ſo wird mit der Sendung 


gemäß den Vorſchriften über die Ablieferungs- 
hinderniſſe verfahren ($ 62).“ 

Im 8 61 (bisher § 59) iſt in Ziffer 2 nach dem 
Worte „ſofern“ einzuſchalten: „der Abſender im 
Expreßfrachtbrief beantragt hat „in der Station 
liegen laſſen“, oder ſofern der Empfänger auf eine 
ſchriftliche Benachrichtigung verzichtet hat, ſchließlich 
MENG oie Loe 

In demſelben § 61 wird nachſtehende neue 
Ziffer 5 eingefügt: ; 

„5. Wenn der Empfänger von dem Eingang ber 
Sendung benachrichtigt wurde, wird jeder zur 
Einlöſung des Expreßfrachtbriefes ſowie zum 
Empfang der Expreßgutſendung als berechtigt 
angeſehen, der die mit der Empfangsbeſtätigung 
des Empfängers verſehene Benachrichtigung von 
dem Eingang der Sendung der Eiſenbahn vor- 
zeigt. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet die 
Identität des Empfängers oder die Echtheit 
ſeiner Unterſchrift zu prüfen.“ 

Die bisherige Ziffer 5 wird Ziffer 6. 


Artikel II. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1980 in 
Kraft. 


Danzig, den 23. Mai 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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